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190 Verordnung 


über den Handel in Regiſtermark. 
Vom 28. September 1933. 


5 Auf Grund des § 1 Ziffer 63 und 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Der An⸗ und Verkauf von Reichsmark aus Regiſter⸗Guthaben iſt verboten. 
Der Senat kann Ausnahmen zulaſſen. 
1 1 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit 
Geldſtrafen bis zu hunderttauſend Gulden beſtraft. g 


8 3 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Der Senat kann die zur Durchführung 
erforderlichen Verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. Er kann, ſoweit er es 
zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften a 
Inhalts treffen. 


Danzig, den 28. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


191 Verordnung 
betr. die Bildung eines Fiſchverſorgungsverbandes der Freien Stadt Danzig (Fi. V. D. * 
Vom 22. September 1933. 3 


Auf Grund des § 1 Ziffer 69 und $ 2 Ziffer b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Zur Regelung des Abſatzes und der Verwertung von Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen werden im 
Gebiete der Freien Stadt Danzig zuſammengeſchloſſen: 
a) die Betriebe, die Fiſchfang betreiben oder ſtehende und fließende Gewäſſer fiſchereilich bewirt⸗ 
ſchaften (Fiſchergruppe), 
b) die Betriebe, die Fiſche oder Fiſch⸗Erzeugniſſe be- oder verarbeiten (Bearbeitergruppe), 
e) die Betriebe, welche gewerbsmäßig Fiſche oder Fiſch⸗Erzeugniſſe zum Weiterverkauf ankaufen 
oder für andere verkaufen oder den Abſchluß ſolcher Geſchäfte vermitteln oder im Handel oder 
an den Verbraucher abgeben (Händlergruppe). J 
Der Zuſammenſchluß führt den Namen „Fiſchverſorgungsverband der Freien Stadt Danzig“ 
(Fi. V. D.). Er iſt rechtsfähig und hat die Eigenſchaft einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 10. 1933.) 


476 
e 
3 8 2 f 
Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die übrigen Rechtsverhältniſſe des Zuſammenſchluſſes 
regeln ſich nach einer noch zu erlaſſenden Satzung. 


8 3 


«il. 


Der Verband kann insbeſondere: a 
a) die von den Mitgliedern des Verbandes zu liefernden Fiſchmengen und Fiſcharten je nach 
5 Fangzeit und Fanggelegenheit ſowie nach Nachfrage regeln und nötigenfalls die Zufuhr von 
Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen an den Bedarf anpaſſen, 
bh) bei eintretenden Maſſenfängen zwecks einheitlicher Preisgeſtaltung zeitweilige Sperren des 
Fanges und der Anlieferung von Fiſcharten anordnen, 
c) beſtimmen, wie das Sammeln und Befördern der Fiſche zu den Verbraucherorten zu geſchehen 
hat, auch Maßnahmen zur Verbilligung dieſer Tätigkeit treffen, . 

d) vorſchreiben, an welche Stelle die in den Verkehr zu bringenden Fiſche zu liefern ſind, insbe⸗ 
ſondere auch die Lieferung an Be- oder Verarbeitungsbetriebe anordnen. r 

e) vorſchreiben, von welcher Stelle die Fiſchhändler und ſonſtigen Fiſchverteiler, Räuchereien und 
Röſtereien ſowie Konſervierungsbetriebe und Marinieranſtalten Fiſche zu beziehen haben, 

f) die Abſatzverhältniſſe für Fiſche und Fiſch⸗Erzeugniſſe regeln und zu dieſem Zwecke eine Aus⸗ 
gleichsabgabe erheben, 

g) die Art der Verrechnung und Bezahlung der Fiſchlieferung regeln, a 

h) wirtſchaftlich angemeſſene Preiſe für Fiſche und Fiſch-Erzeugniſſe ſowie Bearbeitungs- und 
Handelsſpannen im Verkehr mit Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen unter Beachtung der Vorſchrift 
des § 5 Abſ. 2 feſtſetzen, 

ij) anordnen, jederzeit alle Nachweiſe und Angaben über Art und Menge der gefangenen, zuge⸗ 
kauften oder in den Verkehr gebrachten Fiſche, über die vorausſichtlichen und tatſächlichen Be⸗ 
und Verarbeitungsmengen, ſowie über die jeweiligen Lagerbeſtände einzuſenden, 

k) anordnen, daß die in $ 1 Abſ. La) bis c) genannten Betriebe ſich örtlich zuſammenzuſchließen 
oder ſich beſtehenden örtlichen Vereinigungen anzuſchließen haben, 

J) zur Deckung der Verwaltungskoſten von den Mitgliedern des Verbandes Beiträge nach Maß⸗ 
gabe ihrer Fiſchlieferungen oder des Umfanges des Fiſchhandels oder der Fiſchbe⸗ und Ver⸗ 
arbeitung erheben. 

83 . 

Der Zuſammenſchluß ſteht unter der Aufſicht des Landesbauernführers. Die Auffiht beſchränkt 

ſich darauf, daß die Angelegenheiten des Zuſammenſchluſſes nach Geſetz und Satzung verwaltet werden. 
Der Landesbauernführer iſt insbeſondere befugt: 

a) Bücher, Schriften und Rechnungen des Zuſammenſchluſſes einzuſehen; 

b) von dem Kommiſſar des Zuſammenſchluſſes ($ 5) und von den Geſchäftsführern Auskunft 
über alle geſchäftlichen Angelegenheiten zu verlangen; 

c) an den Sitzungen der Organe des Zuſammenſchluſſes teilzunehmen und die Anberaumung von 
Sitzungen ſowie die Beſchlußfaſſung über beſtimmte Gegenſtände zu verlangen; 

d) Nachprüfungen durch Sachverſtändige auf Koſten des Zuſammenſchluſſes vornehmen zu laſſen; 

e) Maßnahmen des Kommiſſars des Zuſammenſchluſſes, insbeſondere ſolche, durch die Sperren 
oder Nachteile von ähnlicher Bedeutung verhängt werden, außer Wirkſamkeit zu ſetzen und 
ihre Ausführung zu unterſagen, wenn ſie geeignet ſind, die Geſamtwirtſchaft oder das Ge⸗ 
meinwohl zu gefährden, im Falle der Verhängung einer Sperre oder eines Nachteils von 
ähnlicher Bedeutung, auch wenn die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit des Betroffenen un⸗ 
billig eingeſchränkt wird oder wenn ſie gegen das Geſetz oder die Satzung des Zuſammen⸗ 
ſchluſſes verſtoßen; 

f) anſtelle der außer Kraft geſetzten Maßnahmen das Erforderliche zu veranlaſſen; 

g) Mitglieder der Organe des Zuſammenſchluſſes und die Geſchäftsführer, die fi einer groben 
Pflichtverletzung ſchuldig machen, ihres Amtes zu entheben. 


8 5 
Bis zur ordnungsmäßigen Beſtellung der Organe des Verbandes nach den Vorſchriften der zu er⸗ 
laſſenden Satzung beſtellt der Landesbauernführer auf jederzeitigen Widerruf einen Kommiſſar zur 
vorläufigen Wahrung der Aufgaben und Geſchäfte des Verbandes. Der Kommiſſar vertritt den 
Fi. V. D. gerichtlich und außergerichtlich und hat die Stelle eines geſetzlichen Vertreters. Mit der Durch⸗ 
führung der Verbandsaufgaben kann der Kommiſſar, ſofern er nicht ſelbſt angeſtellter Geſchäftsführer 


477 
At, einen oder mehrere Geſchäftsführer — auch mit beſonderer Vollmacht — beauftragen. Die Ber- 
antwortung für die Geſchäftsführung verbleibt jedoch dem Kommiſſar. 
Bei der Feſtſetzung von Preiſen, Bearbeitungs⸗ und Handelsſpannen iſt ein Preisausſchuß anzu⸗ 
hören, der beſteht aus: 
a) drei Vertretern der Fiſcher, 
b) einem Vertreter der Fiſchereigenoſſenſchaften, 
c) einem Vertreter der privaten Fiſchräuchereien, 
d) einem Vertreter der ſonſtigen Fiſchverarbeitungsanſtalten, 
e) einem Vertreter des Fiſchhandels, 
f) einem Vertreter der Verbraucher. 


Die Vertreter zu a) bis f) werden auf jederzeitigen Widerruf von dem Kommiſſar beſtellt. 


8 6 

Der Kommiſſar iſt Perechliht gegen Mitglieder, die gegen die Beſtimmungen und Anweisungen, 
die auf Grund dieſer Verordnung ergehen, verſtoßen, Ordnungsſtrafen bis zu 1000 G im Einzelfall 
feſtzuſetzen. Gegen die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen iſt binnen 2 Wochen nach Zuſtellung die Be⸗ 
ſchwerde beim Senat zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung und kann nur darauf 
geſtützt werden, daß die taſächlichen Vorausſetzungen für die Verhängung der Zwangsſtrafen nicht 
vorhanden waren. Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. 

Im Wiederholungsfalle oder in ſchwereren Fällen kann auf Antrag des Kommiſſars der Fiſcherei⸗ 
ſchein oder die Erlaubnis zur Be⸗ und Verarbeitung von Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen RL der 
Handel mit dieſen Gegenſtänden entzogen werden. 


8.7 

Die Beitreibung der feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, rückſtändigen Mitgliederbeiträge, Ausgleichsbei⸗ 
träge, Umlagen und ſonſtiger Geldleiſtungen, die der Zuſammenſchluß erhebt, erfolgt im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren. Der Zuſammenſchluß als Gläubiger erſucht die Beitreibungsbehörde um Anordnung 
der Zwangsvollſtreckung unter Bezeichnung des Schuldners, der geſchuldeten Beträge und des Grundes 
der Forderung. 

Die eingezogenen Beträge fließen, ſoweit ſie nicht an einen Ausgleichsfonds abzuführen ſind, an 
die Verwaltungskaſſe des Zuſammenſchluſſes. Die Beitreibungsbehörde iſt berechtigt 10 0% der beige⸗ 
triebenen Beträge als Erſatz für ihre Unkoſten einzubehalten. 


88 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. 


Danzig, den 22. September 1983. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


192 Rechtsverordnung 


betreffend den Verkehr mit Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen. 
Vom 22. September 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 79, 88 und $ 2b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volt und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Wer gewerbsmäßig den Handel mit Fiſchen oder Fiſch⸗Erzeugniſſen betreibt oder Fiſch⸗Erzeugniſſe 
herſtellt, bedarf hierzu der Erlaubnis. Der gleichen Erlaubnis bedarf auch der Stellvertreter. 


82 
Die Erlaubnis kann auf beſtimmte Zeit beſchränkt und von Auflagen abhängig gemacht werden. 


83 
Die Erlaubnis wird auf Antrag erteilt. Sie iſt zu verſagen dei Anzuverläſſigkeit oder bei man⸗ 
gelnder Eignung des Antragſtellers für den Gewerbebetrieb oder falls das Bedürfnis durch die Han⸗ 
dels⸗ oder Herſtellerbetriebe, welche die Erlaubnis erhalten haben, als gedeckt anzuſehen iſt. Sie iſt 
ferner zu verſagen, wenn nicht die Räume, Einrichtungen und Gegenſtände vorhanden find, die zum 
Betrieb eines Unternehmens der betreffenden Art und Größe erforderlich ind. 


478 
Die Erlaubnis kann entzogen werden, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Anzuverläſſigkeit des 
Antragſtellers dartun, insbeſondere wenn er die ihm gemachten Auflagen nicht erfüllt oder den An⸗ 
ordnungen und Beſchlüſſen des Fiſchverſorgungsverbandes zuwiderhandelt. Unzuverläſſigkeit it in 
der Regel dann anzunehmen, wenn die vom e 1 ns Der und Preis 
ſpannen nicht eingehalten werden. 
9⁰⁵4 a f 
Anträge auf Erteilung der Erlaubnis ſind bis zum 15. Oktober 1933 zu uk: 
a) wenn der Gewerbetreibende feinen Wohnſitz in einem der drei Landkreiſe hat, an den Landrat; 
b) wenn der Gewerbetreibende im Bezirk der ſtaatlichen Polizeiverwaltung Danzig wohnt oder 
wenn er ſeinen Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht hat, an den Polizei⸗ 
präſidenten zu Danzig. 
§ 5 


Über die Anträge entſcheidet für das ganze Staatsgebiet der Polizeipräſident in Danzig. Die bei 
den Landräten eingegangenen Anträge ind ihm mit einer Stellungnahme des Landrates zuzuleiten. 
Gegen die Entſcheidung des Polizeipräſidenten iſt innerhalb einer Friſt von 2 Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung des Beſcheides die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. Die Entſcheidung des Senats iſt end⸗ 
gültig. 

8 6 


Bis zur endgültigen Entſcheidung über den Antrag ſind diejenigen, die bisher den gewerbs⸗ 
mäßigen Handel mit Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen oder die Herſtellung von Fiſch⸗Erzeugniſſen betrieben 
haben, zur weiteren Ausübung dieſer Tätigkeit in der bisherigen Art und in dem bisherigen Umfang 
befugt. 

: $ 7 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung und die zu ihrer Durchführung er⸗ 
laſſenen Anordnungen des Senats ſowie die Nichterfüllung der Auflagen werden mit Geldſtrafen bis 
zu 3000,— G und Gefängnis bis zu 6 Monaten oder einer dieſer Strafen beſtraft. N 


§ 8 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. 
Danzig, den 22. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


193 Verordnung 
n zur Abänderung der Schiedsmannsordnung. 
Vom 29. September 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 22, 25 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 
a) Der 8 3 Abſ. 1 der Schiedsmannsordnung vom 18. März 1927 (G. Bl. S. 108) erhält 
folgenden Zuſatz: 
„In der Stadtgemeinde Danzig werden die Schiedsmänner durch den Senat ernannt.“ 
b) Der $ 4 der Schiedsmannsordnung erhält folgenden Zuſatz: 
„ſoweit ſie nicht vom Senat ernannt werden.“ 
Artikel II it 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 29. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Hoppenrath Hohnfeldt 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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